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Gesamtbefund 
 

Der Deutsche Notarverein begrüßt den Referentenentwurf und das mit ihm verfolgte Anliegen, 

den Schutz der Betroffenen in familien- und verfahrensrechtlichen Angelegenheiten zu verbes-

sern sowie gerichtliche und außergerichtliche Verfahren effizienter und rechtssicherer auszuge-

stalten. Ausdrücklich zu begrüßen sind insbesondere die vorgesehenen Maßnahmen zur Verbes-

serung des Schutzes von Opfern häuslicher Gewalt.  

Die nachfolgenden Ausführungen beschränken sich auf diejenigen Regelungen des Referenten-

entwurfs, die einen besonderen Bezug zur notariellen Praxis, zum Zentralen Testamentsregister 

oder zur Sicherheit und Effizienz des Rechtsverkehrs aufweisen. Die vorgesehene weitgehende 

Aufhebung der Pflicht zur Fortlebensermittlung nach § 351 FamFG begrüßen wir ausdrücklich 

(A.). Dagegen stoßen die Änderungen in den §§ 433 ff. FamFG über die Löschung von Daten aus 

dem Bundesanzeiger auf Bedenken: Bekanntmachungen über die Kraftloserklärung von Erb-

scheinen und über Ausschließungsbeschlüsse hinsichtlich abhandengekommener Urkunden soll-

ten so lange öffentlich abrufbar bleiben, wie von ihnen noch ein Rechtsschein ausgehen kann 

(B.). Ferner möchten wir im Zusammenhang dieses Referentenentwurfs anregen, die Höchstfrist 

für Aufgebotsverfahren zur Kraftloserklärung von Grundpfandrechtsbriefen zu verkürzen (C.). 
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 Weitgehende Aufhebung der Pflicht zur Fortlebensermittlung gemäß  
§ 351 FamFG 

Die vorgesehene Neuregelung des § 351 FamFG ist ausdrücklich zu begrüßen. Für seit dem 1. Ja-

nuar 2012 unmittelbar im Zentralen Testamentsregister registrierte Verfügungen von Todes we-

gen soll die Pflicht zur Fortlebensermittlung vollständig entfallen. Bei älteren, nachträglich in das 

Register übernommenen Verwahrfällen soll sie durch eine einmalige Prüfung der Registerdaten 

auf Richtigkeit und Vollständigkeit ersetzt werden; weitergehende Maßnahmen sollen nur erfor-

derlich sein, wenn sich dabei Unstimmigkeiten ergeben. Die Beschränkung der Prüfung auf die 

der Verwahrstelle vorliegenden Unterlagen sowie die ergänzenden Regelungen für Fälle, in denen 

seit der Geburt des Erblassers 120 Jahre vergangen sind, schaffen einen sachgerechten Aus-

gleich zwischen Entlastung der Verwahrstellen, Datenqualität und zuverlässiger Durchführung 

der erbfolgerelevanten Benachrichtigungsverfahren. 

Die Neuregelung dürfte den Verwaltungsaufwand für die Verwahrstellen erheblich reduzieren 

und zugleich die Verlässlichkeit der im Zentralen Testamentsregister gespeicherten Daten erhö-

hen. Dies ist ausdrücklich zu begrüßen.  

 Änderungen der Bekanntmachungsvorschriften in Aufgebotssachen  
(§§ 433 ff. FamFG) 

Der Referentenentwurf sieht vor, in den Bekanntmachungen im Bundesanzeiger nach den §§ 433 

ff. FamFG die personenbezogenen Angaben auf das für den jeweiligen Zweck erforderliche Maß 

zu beschränken. Zudem sollen Veröffentlichungen nach Ablauf bestimmter Fristen gelöscht wer-

den. Dieses Anliegen ist grundsätzlich nachvollziehbar. Die vorgesehenen Löschungspflichten 

dürfen jedoch nicht dazu führen, dass verkehrsschützende Informationen nicht mehr abrufbar 

sind, obwohl von den betroffenen Urkunden weiterhin ein Rechtsschein ausgehen kann. 

Der Deutsche Notarverein regt daher an, Bekanntmachungen über die Kraftloserklärung von Erb-

scheinen und über Ausschließungsbeschlüsse hinsichtlich abhandengekommener Urkunden von 

einer frühzeitigen Löschung auszunehmen. Sie sollten jedenfalls so lange öffentlich zugänglich 

bleiben, wie noch Ausfertigungen oder Urkunden im Umlauf sein können. 

 Veröffentlichung der Kraftloserklärung eines Erbscheins 

§ 435 FamFG gilt aufgrund der Verweisung in § 353 Abs. 1 Satz 2 FamFG auch für die Bekannt-

machung der Kraftloserklärung eines Erbscheins. Aufgrund der Neuregelung in § 435 Abs. 3 

Satz 3 FamFG-E könnte die Verweisung so verstanden werden, dass sie auch die Löschungs-

pflicht erfasst. Dies dürfte nicht beabsichtigt sein und sollte dadurch klargestellt werden, dass 

sich der Verweis in § 353 Abs. 1 Satz 2 FamFG nur auf § 435 Abs. 1 und 2 FamFG bezieht. 

Sollte sich die Löschungspflicht nach § 435 Abs. 3 Satz 3 FamFG-E auch auf die Bekanntma-

chung der Kraftloserklärung eines Erbscheins beziehen, wäre dies mit den Schutzbedürfnissen 

des Rechtsverkehrs nicht vereinbar. Mit dem Wirksamwerden der Kraftloserklärung verliert der 

Erbschein seine Gutglaubenswirkung nach §§ 2366 und 2367 BGB. Der Rechtsverkehr kann dem-

nach einen Monat nach Bekanntmachung der Kraftloserklärung im Bundesanzeiger bei Vorlage 

einer noch im Umlauf befindlichen Ausfertigung grundsätzlich nicht mehr auf dessen Legitimati-

onswirkung vertrauen. 
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Damit entstünde ein Wertungswiderspruch: Einerseits würde dem vorgelegten Erbschein die ge-

setzliche Gutglaubenswirkung entzogen, andererseits würde die für den Rechtsverkehr be-

stimmte Information über seine Kraftloserklärung bereits nach kurzer Zeit nicht mehr zur Verfü-

gung stehen. Gutgläubige Dritte könnten daher auf eine äußerlich ordnungsgemäße Ausfertigung 

nicht mehr vertrauen, hätten aber auch keine Möglichkeit, sich durch Einsicht in die öffentliche 

Bekanntmachung über die Kraftloserklärung zu informieren. 

Dies würde die Verlässlichkeit des Erbscheins als Erbnachweis beeinträchtigen. Der Schutz des 

Rechtsverkehrs erfordert, dass die Kraftloserklärung jedenfalls so lange öffentlich abrufbar 

bleibt, wie noch Ausfertigungen des für kraftlos erklärten Erbscheins im Umlauf sein können. Die 

Veröffentlichung sollte daher frühestens gelöscht werden dürfen, wenn sämtliche ausgegebenen 

Ausfertigungen eingezogen oder zurückgegeben worden sind. 

Eine allein an den Ablauf der Monatsfrist anknüpfende Löschung würde dem Zweck der Bekannt-

machung nicht hinreichend Rechnung tragen. Maßgeblich sollte vielmehr sein, ob ein fortbeste-

hendes Informationsinteresse des Rechtsverkehrs ausgeschlossen werden kann. 

 Veröffentlichung von Ausschließungsbeschlüssen über abhandengekommene 

Urkunden 

Entsprechendes gilt für die in § 441 Sätze 4 und 5 FamFG-E vorgesehene Löschung von Bekannt-

machungen über Ausschließungsbeschlüsse. Hiervon sind insbesondere Verfahren zur Kraftlos-

erklärung abhandengekommener Grundschuldbriefe betroffen. 

Nach dem Entwurf soll die Veröffentlichung bereits nach Ablauf der Monatsfrist des § 188 ZPO 

gelöscht werden. Die Rechtskraft des Ausschließungsbeschlusses tritt jedoch regelmäßig erst 

später, frühestens nach Ablauf der Beschwerdefrist nach § 63 FamFG,1 ein. Erst mit der Rechts-

kraft wird der aufgebotene Brief kraftlos (§ 439 Abs. 2 FamFG). 

Auch nach diesem Zeitpunkt besteht jedoch ein fortdauerndes Informationsinteresse des 

Rechtsverkehrs an diesem Beschluss. Ein für kraftlos erklärter Grundschuldbrief kann äußerlich 

weiterhin den Eindruck vermitteln, zur Verfügung über das verbriefte Grundpfandrecht zu legiti-

mieren. Ist die Bekanntmachung des Ausschließungsbeschlusses im Bundesanzeiger jedoch 

nicht mehr abrufbar, kann ein potenzieller Erwerber von der Kraftloserklärung keine Kenntnis 

mehr erlangen. Gleichwohl dürfte ein Erwerb des Grundpfandrechts nach §§ 1154, 1155 und 1192 

BGB nicht mehr möglich sein. 

Es erscheint in solchen Fällen nicht sachgerecht, dem gutgläubigen Erwerber den wirksamen Er-

werb zu versagen, obwohl die Information über die Kraftloserklärung nicht mehr öffentlich ver-

fügbar ist. Eine solche Regelung würde die Verkehrsfähigkeit von Briefgrundpfandrechten beein-

trächtigen und das Vertrauen in die Gutglaubenswirkung der Urkunde schwächen. 

 

 

1 Aufgrund der Geltung von § 441 i. V. m. § 188 ZPO sowie § 63 Abs. 3 Satz 2 FamFG grundsätzlich zwei 
Monate nach Erlass des Ausschließungsbeschlusses. Siehe Harders, in: Bumiller/Harders/Schwamb, 13. 
Aufl. 2022, FamFG § 441 Rn. 3. 
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Die Veröffentlichung eines Ausschließungsbeschlusses erfüllt ihren Zweck nicht allein während 

des Aufgebotsverfahrens oder bis zum Eintritt der Rechtskraft. Sie soll vielmehr auch danach 

verhindern, dass eine für kraftlos erklärte Urkunde weiterhin als Rechtsscheinträger eingesetzt 

wird. Solange nicht ausgeschlossen werden kann, dass sich der betreffende Brief noch im Umlauf 

befindet, besteht daher ein fortdauerndes Informationsbedürfnis des Rechtsverkehrs.  

Die Veröffentlichung sollte folglich grundsätzlich so lange abrufbar bleiben, bis der abhandenge-

kommene Grundpfandrechtsbrief wieder vorgelegt worden ist oder hinreichende Gewissheit 

über seine Vernichtung besteht. Jedenfalls müsste eine deutlich längere Maximalfrist zur Lö-

schung als die derzeit geplante Monatsfrist vorgesehen werden. 

 Anregung: Verkürzung der Aufgebotsfristen im FamFG 

Im Zusammenhang mit dem vorliegenden Referentenentwurf möchte der Deutsche Notarverein 

eine weitere Änderung des Aufgebotsverfahrens nach dem FamFG anregen. Aus Sicht der nota-

riellen Praxis sollte die in § 476 FamFG vorgesehene Höchstfrist für Aufgebotsverfahren zur 

Kraftloserklärung von Grundpfandrechtsbriefen auf sechs Monate verkürzt werden und zugleich 

eine Regelfrist von drei Monaten eingeführt werden. 

Notarinnen und Notare sind in der Praxis regelmäßig mit Aufgebotsverfahren wegen verloren 

gegangener Grundschuldbriefe befasst. Häufig stellt sich erst im Zusammenhang mit der Über-

tragung oder dem Verkauf eines Grundstücks heraus, dass in Abteilung III des Grundbuchs noch 

ältere Grundpfandrechte eingetragen sind, die zugehörigen Grundschuldbriefe jedoch nicht mehr 

aufgefunden werden können. Nach vollständiger Rückzahlung des gesicherten Darlehens über-

senden Kreditinstitute den Grundschuldbrief häufig an die Grundstückseigentümer zurück. Da 

zwischen der Rückgabe des Briefes und einer späteren Veräußerung oder Übertragung des 

Grundstücks nicht selten viele Jahre liegen, kommt es in der Praxis häufig vor, dass der Grund-

schuldbrief zwischenzeitlich verloren gegangen oder jedenfalls nicht mehr auffindbar ist. Für die 

Löschung des Grundpfandrechts aus dem Grundbuch ist in diesen Fällen ein Aufgebotsverfahren 

zur Kraftloserklärung des Grundschuldbriefs erforderlich. Die Erfolgsaussichten eines solchen 

Verfahrens sind in der Praxis häufig eindeutig, insbesondere wenn das zugrunde liegende Darle-

hen seit Langem vollständig getilgt ist und keinerlei Anhaltspunkte für fortbestehende Rechte 

Dritter bestehen. 

Nach §§ 437 und 476 FamFG beträgt die Aufgebotsfrist mindestens sechs Wochen und höchs-

tens ein Jahr. Mit dem Wegfall des früheren § 1015 ZPO, der eine Mindestfrist von sechs Monaten 

vorsah, verfolgte der Gesetzgeber bereits das Ziel, Aufgebotsverfahren zu beschleunigen. In der 

Gesetzesbegründung wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, dass das Aufgebot eingetragener 

Grundpfandrechte zu erheblichen Verzögerungen im Grundstücksverkehr führen könne. Insbe-

sondere könne sich sowohl die lastenfreie Eigentumsverschaffung als auch die Einräumung eines 

von einem Kreditgeber verlangten Ranges im Grundbuch durch lange Aufgebotsfristen erheblich 

verzögern. Zugleich wurde festgestellt, dass angesichts der Möglichkeit einer zeitnahen Infor-

mation über den elektronischen Bundesanzeiger kein praktisches Bedürfnis mehr für eine gene-

relle Mindestfrist von sechs Monaten bestehe. Besonderheiten des Einzelfalls könne das Gericht 

durch die Festsetzung einer längeren Anmeldefrist hinreichend Rechnung tragen (BT-Drucks. 

16/6308, S. 297). 
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Mehrere Länder sehen für bestimmte Aufgebotsverfahren ergänzend Mindestfristen vor. So gilt 

etwa in Nordrhein-Westfalen in den durch §§ 57 Abs. 1 Satz 1 und 2, 58 JustG NRW bestimmten 

Fällen eine Mindestfrist von drei Monaten. Entsprechende Regelungen bestehen in Bayern nach 

Art. 27 Abs. 1 S. 3 AGGVG sowie in Baden-Württemberg nach §§ 25, 30 AGGVG. 

Ungeachtet des gesetzgeberischen Ziels einer Verfahrensbeschleunigung ist in Teilen der ge-

richtlichen Praxis weiterhin zu beobachten, dass Aufgebotsfristen von sechs oder mehr als sechs 

Monaten festgesetzt werden. Aus Sicht des Deutschen Notarvereins sollte der Bundesgesetz-

geber dieser Entwicklung entgegenwirken. 

Aufgebotsfristen von mehr als sechs Monaten stellen eine erhebliche Belastung für den Grund-

stücksverkehr dar. Die Durchführung des Aufgebotsverfahrens kann sich unmittelbar auf bereits 

vereinbarte oder geplante Grundstücksgeschäfte auswirken. Eigentümer laufen Gefahr, Finan-

zierungszusagen oder Kaufinteressenten zu verlieren. Dies kann zu erheblichen wirtschaftlichen 

Nachteilen führen. Hinzu kommt, dass Briefgrundschulden in der heutigen Finanzierungspraxis 

nur noch eine untergeordnete Rolle spielen. Aufgebotsverfahren betreffen daher überwiegend 

ältere Briefgrundpfandrechte, die nach vollständiger Tilgung des gesicherten Darlehens lediglich 

noch grundbuchlich gelöscht werden sollen. In diesen Fällen besteht ein besonderes praktisches 

Bedürfnis nach einer zügigen und verlässlichen Verfahrensabwicklung. 

Der Deutsche Notarverein regt daher an, die in § 476 FamFG vorgesehene Höchstfrist für Aufge-

botsverfahren zur Kraftloserklärung (jedenfalls) von Grundpfandrechtsbriefen auf sechs Monate 

zu verkürzen und zugleich eine Regelfrist von drei Monaten einzuführen. Die Aufgebotsfrist sollte 

demnach im Regelfall drei Monate betragen und nur bei Vorliegen besonderer Umstände verlän-

gert werden dürfen; sechs Monate sollten, wie bereits jetzt, nur überschritten werden, wenn dem 

Gericht hierfür konkrete Anhaltspunkte vorliegen. 

 

*** 

Für Fragen und Ergänzungen stehen wir jederzeit gerne, auch im Rahmen eines persönlichen 

Gesprächs, zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Dr. Christian Rupp  

Präsident 


